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Recht auf Bildung – Bildungsgerechtigkeit:   
Zur Einführung
Der Begriff Bildungsgerechtigkeit spielt im aktuellen bil-
dungspolitischen Diskurs eine wichtige Rolle. Die Bundes-
bildungsministerin Annette Schavan sieht in der Herstel-
lung von Bildungsgerechtigkeit und in der Verminderung 
des Zusammenhangs von sozioökonomischer Herkunft und 
Bildungschancen die wichtigste bildungspolitische Heraus-
forderung, wie sie am 16. März 2010 in einer Rede zur Er-
öffnung der Messe „didacta“ formulierte. In der „gerechten 
Gestaltung des Bildungssystems“ wird von der Ministerin 
eine der drängenden gesellschaftspolitischen Herausforde-
rungen unserer Zeit identifiziert (BMBF/8.3.2011).
Die Diskussion um die Frage der Bildungschancen in 
Deutschland erfuhr mit dem „PISA-Schock“ in der Folge 
der Veröffentlichung der internationalen Schulleistungsstu-
dien (TIMMS, PISA, IGLU) eine Neuauflage: In Deutschland 
zeigt sich ein stärkerer Zusammenhang von  Bildungserfolg 
und  sozialer Herkunft als in anderen Ländern.  Damit stand 
zur Jahrtausendwende das Thema der Ungleichheit von Bil-
dungschancen in Deutschland wieder on top auf der Agen-
da. Das Bildungswesen ist eine der zentralen Institutionen 
zur Verteilung von Lebenschancen und damit auch zent-
raler Hebel zur Bekämpfung sozialer Ungleichheit (Franz- 
Xaver Kaufmann, 2001).
Schon einmal, nämlich in den 1960er Jahren, mit der Di-
agnose einer „Bildungskatastrophe“ durch Georg Picht, war 
die Öffentlichkeit  mit einem erheblichen Modernitätsdefi-
zit des deutschen Schul- und Bildungswesens konfrontiert 
worden: mit einer zweifachen Konnotation. Picht sprach vom 
Bildungsnotstand auch als einem „wirtschaftlichen „Not-
stand“, der die ganze Gesellschaft in ihrem Bestand bedro-
he (1964). 
Zum anderen wurde das Thema auch normativ formu-
liert.  Die Unterschiede in der Bildungsbeteiligung (Diskussi-
on um Bildungsprivilegien und soziale Herkunft der Studie-
renden), die empirische Studien nachgewiesen hatten, galten 
in kritischer Perspektive als Beleg dafür, dass die „soziale 
Frage“ in Deutschland noch nicht gelöst sei.  Damals erklärte 
Ralf Dahrendorf (1965): „Bildung ist Bürgerrecht“. Er forder-
te auf dem Hintergrund massiver Bildungsbenachteilungen 
die Herstellung „materialer Chancengleichheit“.  Dazu be-
dürfe es einer aktiven Bildungspolitik, die „weit mehr sei als 
eine „Magd der Wirtschaftspolitik“. Er verstand Bildungs-
politik vielmehr als eine notwendige Ergänzung von Sozial-
politik.  
Zwischen den 1960er Jahren und der neuen Bildungsde-
batte liegen Bildungsreform, 40 Jahre Bildungsexpansion, 
kleinschrittiger Umbau der institutionellen Strukturen und 
der Ausbau der Erwachsenenbildung als Weiterbildung im 
Sinne der vierten Säule des Bildungssystems wie es der Bil-
dungsgesamtplan des Deutschen Bildungsrates (1970) for-
mulierte. 
Die Diskussion findet heute vor dem Hintergrund eines 
tiefgreifenden sozialen Wandels  statt, der durch die Stich-
worte demografischer Wandel, Europäisierung, Globalisie-
rung, Internationalisierung, Deindustrialisierung, Dienst-
leistungsgesellschaft und Wissensgesellschaft hier nur an - 
gedeutet werden kann.
Bildung wird  angesichts dieser Wandlungsdynamiken 
besonders im Blick auf den Ausbau wissensbasierten Wirt-
schaftens und der beschleunigten Wissensproduktion immer 
wichtiger, wird zu einer  wettbewerbsrelevanten Ressource 
gesellschaftlicher Produktion.  Damit ist auch deutlich, dass 
die Bildungsphase am Anfang des Lebens nicht ausreicht, 
dass vielmehr Phasen der Weiterbildung erforderlich  sind. 
Deshalb wird einmal der Ausbau der institutionalisierten 
Weiterbildung und zum anderen und zunehmend  ein Ler-
nen über den gesamten Lebenslauf als Lebenslanges Ler-
nen fokussiert: Lernen ist ein kontinuierlicher Prozess, der 
traditionelle institutionalisierte Bildungsformen ebenso ein-
bezieht, wie informelle und individuelle Lernprozesse1. Dem 
entspricht die Politik der Europäischen Union, die Bildung, 
Ausbildung und Weiterbildung als zentral für Wirtschafts-
wachstum, für soziale Teilhabe und den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt in Europa bezeichnet, und die auf die Stra-
tegie des Lebenslangen Lernens setzt.
Die aktuelle Debatte argumentiert stark sozialpolitisch. 
Beide Politikbereiche, die Bildungs- und die Sozialpolitik, er-
scheinen „wahlverwandt“ (Jutta Allmendinger, 2010). In die-
ser Perspektive sind  Bildung und Ausbildung präventive so-
ziale Investitionen, die den Einzelnen in die Lage versetzen 
sollen, sich im Beschäftigungssystem zu behaupten. Dahin-
ter stehen das sozialstaatliche Leitbild des „aktivierenden 
Staates“ und die Vorstellung eines „Third Way“ (Anthony 
1 Christiane Hof, Lebens-
langes Lernen. Eine Ein-
führung. Stuttgart 2009, 
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Giddens, 1998) in Abgrenzung von vor- und fürsorgenden 
Sozialstaat klassischer Prägung. Ohne diese verschiedenen 
Sozial- und Wohlfahrtsstaatsmodelle und -typen und deren 
jeweilige Bezogenheit von Bildungs-, Beschäftigungs- und 
Sozialsystem hier in ihren Voraussetzungen und Folgen nä-
her beleuchten zu können, ist deutlich, dass die Bereiche der 
Bildungs- und Sozialpolitik systematisch aufeinander zu be-
ziehen sind: Der Sozialstaat des 21.Jahrhunderts „braucht 
zwei Beine“ (Allmendinger, 2009).  
Bildung ist eine Schlüsselvariable für die Gesellschaft 
und die Individuen. Ungleichgewichte von Bildung und  „Bil-
dungsarmut“ (Jutta Allmendinger/ Stephan Leibfried, 2003) 
führen zu massiven gesellschaftlichen Verwerfungen und 
Ausschluss. Um dem gesellschaftlichen „Bildungsbedarf“ zu 
entsprechen, so die wachsende Überzeugung, sind alle Bil-
dungsreserven u.a. auch aus bildungsfernen Schichten zu 
aktivieren: „Keiner darf verloren gehen!“ Ein hohes Qua-
lifizierungsniveau sei zu erhalten, ebenso wie die Berufs-
fähigkeit von Beschäftigten und die Teilhabefähigkeit äl-
terer Menschen. Eine „dritte Chance“ für eine Reform des 
Bildungssystems und für eine „Bildungsrepublik Deutsch-
land“  (Dieter Lenzen, 2009) sei gegeben.
Hier steht nun die Erwachsenen- und Weiterbildung im 
Fokus: Erwachsenenbildung hat eine kompensatorische 
Funktion (Schulenberg, 1980). Erwachsenenbildung, die in 
der Tradition von Aufklärung und Demokratie steht, ist  be-
zogen  auf moralische Fragen und politische Diskussionen.2 
Zugang, Beteiligung und Recht auf Weiterbildung  sind zen-
trale Themen. Nach dem 2. Weltkrieg gehörte zu den Zielen 
von Erwachsenen- und Weiterbildung von Anfang an die 
Erweiterung von Teilhabemöglichkeiten durch Bildungser-
werb und die Stärkung  von politischer und gesellschaftli-
cher Partizipation. 
Wie die Erwachsenen- und Weiterbildung und das insti-
tutionelle gestützte lebenslange Lernen in ihrem professio-
nellen Selbstverständnis, in ihrer wissenschaftlichen Arbeit 
die Fragen  nach dem  Recht auf Bildung und nach Bildungs-
gerechtigkeit aufgenommen  hat und in welche gesellschafts-
politischen Diskurse diese Fragen eingebettet sind, sind The-
men des Gesprächs mit Peter Faulstich. 
Petra Herre
forum erwachsenenbildung mit Peter Faulstich 
im Gespräch
Die Fragen stellte Petra Herre
Erwachsenen- und Weiterbildung sichern Lebens- und 
Verwirklichungschancen von Menschen. Der Pisa-Dis-
kurs hat die hohe soziale Selektivität des deutschen Bil-
dungswesens neuerlich in den Fokus gerückt. Inwieweit 
ist  die Weiterbildung auf den Abbau von Ungleichheit 
gerichtet?
Um diese Frage zu beantworten, muss ich doch 
grundsätzlich werden: Unsere Gesellschaft legiti-
miert Ungleichheit durch Leistung. Nicht mehr Verer-
bung sondern individuelle Beiträge sollen bestehende 
Hierarchien rechtfertigen. Dabei werden Lernleistun-
gen bei der Zuweisung von Positionen in betrieblichen 
Hierarchien und auf gesellschaftlichen Status beson-
ders hoch gewertet. Gegenüber traditionellen zeich-
nen sich moderne Gesellschaften dadurch aus, dass 
nicht mehr Herkunft oder Geschlecht, sondern vor al-
lem die für Lernabschlüsse erbrachten Leistungen als 
Voraussetzungen für den Zugang zu Erwerbsmöglich-
keiten und damit für die Erlangung von Einkommen, 
Einfluss und Ansehen gelten. Schon das frühe Bür-
gertum machte gegen das ständische Geburtsprinzip 
ein individualisiertes Leistungsprinzip zur Legitima-
tionsgrundlage sozialer Ungleichheit. Das gilt auch 
für die Weiterbildung, die in dem Gehäuse von Staus 
und Hierarchie funktioniert. 
Eine naive Illusion lebt von der Hoffnung, durch 
Weiterbildung werde vorgängige Selektion kompen-
siert. Das ist aber keineswegs der Fall. Alle Statisti-
ken belegen immer wieder, dass Ungleichheit hier 
nicht beseitigt, sondern verstärkt wird. Es herrscht 
das Matthäus-Prinzip: Wer hat, dem wird gegeben.
Welches sind aus Ihrer Sicht hier wichtige Schlüsselbe-
griffe?
Schon am Anfang der Geschichte der Erwachsenen-
bildung, z.B. in der vom Bürgertum gestützten Arbei-
terbildung des 19. Jahrhunderts stand die Hoffnung 
auf den individuellen Aufstieg durch Bildung im Vor-
dergrund. Dies wurde von der entstehenden proleta-
rischen Arbeiterbewegung konfrontiert mit dem Pos-
tulat einer kollektiven Befreiung durch Bildung auf 
dem Weg zur gesellschaftlichen Macht. Die berühmte 
Rede Wilhelm Liebknechts „Wissen ist Macht – Macht 
ist Wissen“ gab dazu 1870 das Signal.
In der Diskussion um die Themen Zugänge, Beteiligung 
und Bildungschancen, spielt in den 1960er Jahren im öf-
fentlichen Diskurs der Begriff und das Postulat der „Chan-
cengleichheit“  als ein zentrales Legitimationsmuster mo-
derner kapitalistischer Gesellschaften eine Rolle, so wurde 
damals „Bildungsgerechtigkeit“ ausgelegt. Wie wurde die-
ser Diskurs in der Disziplin geführt?
In den 1960er Jahren  im Zusammenhang der vor al-
lem ökonomisch angestoßenen Debatte um „Bildung 
und Wirtschaftswachstum“ wurde die individualisie-
2 Christine Zeuner,  Peter 
Faulstich, Erwachsenen-
bildung – Resultate der 
Forschung. Entwicklung, 
Situation und Perspek-
tiven. Weinheim Basel 
2009, 13 
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rende Formel „Chancengleichheit“ zur Zielperspekti-
ve hochstilisiert. Dem wurde von konservativer Sei-
te, da man dem Legitimationsanspruch angesichts 
fortbestehender Selektion und Diskriminierung 
nicht entziehen konnte, schnell schon der Begriff der 
„Chancengerechtigkeit“ entgegengestellt. Dies sollte 
den Gleichheitsbegriff unterlaufen. Immerhin sind 
dann aber bildungspolitische Aktivitäten wie Bil-
dungswerbung und Öffnung des 2. Bildungsweges er-
folgt, die real zu einer Erhöhung der Teilnahme auch 
in der Weiterbildung geführt haben.
Mit „Chancengleichheit“ war aber nur die individu-
elle Perspektive aufgemacht. Schnell war klar, dass 
die Startchancen ungleich verteilt sind: Es gibt die 
berühmte Karikatur von Marie Marcks auf der Affe 
und Fisch die gleiche Aufgabe erhalten. „Klettere auf 
einen Baum!“. Die Aufgabe ist gleich, aber die Mög-
lichkeit, sie zu erfüllen, vollkommen unterschiedlich. 
Der Fisch hat keine Chance. Hans-Joachim Heydorn 
hat das formuliert mit dem Titel „Ungleichheit für 
alle“. Weiterhin gilt: Erhöhte Bildungschancen bre-
chen sich an verminderten Berufs- und dann auch 
Einkommenschancen. In der Folge ergeben sich Ero-
sionsprozesse bezogen auf die Tragfähigkeit des bil-
dungsmeritokratischen Zuweisungsmodells, wenn 
Lernanstrengungen in der Gefahr schweben, ins Lee-
re zu laufen.
Die Lernchancen in einer Gesellschaft sind so ge-
recht wie deren Lebenskonstellationen generell. Erst 
wenn man Chancengleichheit unter den Bedingun-
gen sozialstruktureller Ungleichheit denkt, wird er-
weiterter Horizont möglich und nötig. Man gerät also 
ebenso unversehens wie zwangsläufig, wenn man 
über Weiterbildungsteilhabe und deren gesellschaft-
liche Perspektiven nachdenkt, in die Abgründe der 
ethischen Diskussion über Gerechtigkeit angefangen 
von Aristoteles bis zu Rawls.
Dabei ist nur ein erster Schritt aufzudecken, dass 
das Leistungsprinzip fortbestehende Zugangsprivi-
legien aufgrund von Eigentum und Macht kaschiert 
und so die von Pierre Bourdieu entlarvte „Illusion der 
Chancengleichheit“ zementiert. Auch „formale Ge-
rechtigkeit“ spiegelt nur den Schein von Gleichheit 
an der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft als 
Äquivalenz von abgeschlossenen Verträgen.
Insofern wurde „Zielgruppenarbeit“ zum Leitge-
danken der Weiterbildung, Die Ungleichheit gesell-
schaftlicher Gruppen ist Anlass, gezielte Programme 
zu entwickeln für Arbeiter, Frauen, Ältere und ande-
re „Problemgruppen“. Hier taucht dann der Begriff der 
Arbeiterbildung wieder auf, der eine nostalgische Li-
nie der „Kritischen Erwachsenenbildung“ bestimm-
te. 
Wie werden Fragen des Zusammmenhangs von sozialen 
Faktoren und Beteiligung an Weiterbildung, von Chancen-
gleichheit, Chancengerechtigkeit, Teilhabe und Teilnahme 
in der Erwachsenenbildungsforschung aufgenommen und 
wissenschaftlich bearbeitet?
Gerechtigkeitsfragen werden vor allem in der Ad-
ressaten-, Zielgruppen-, Teilnehmenden- und Milieu-
forschung aufgegriffen. Schon die Oldenburg-Studie 
von Schulenberg u.a. belegte 1978 ausgehend von ei-
nem Modell gesellschaftlicher Schichten deren Ein-
fluss auf das Weiterbildungsverhalten. 
Unmittelbar auf Weiterbildungsteilnahme bzw. 
Nichtteilnahme in sozialen Kontexten zielt die Unter-
suchung zum Thema „Weiterbildungsabstinenz“ von 
Bolder und Hendrich, die 2000 zusammenfassend un-
ter dem Titel „Fremde Bildungswelten“ veröffentlicht 
worden ist. Diese repräsentative Bevölkerungsbefra-
gung untersucht die Verbreitung von Weiterbildungs-
abstinenz und Teilnahmeformen. Entscheidend ist 
für den Ansatz der Studie, dass Weiterbildungsabs-
tinenz keineswegs als Defizit oder Makel deklariert 
wird; auch Nicht-Teilnahme wird als Ausdruck akti-
ver Lebensführung verstanden. Die Vermeidung be-
schäftigungsnaher Weiterbildung, wie sie von den 
drei identifizierten Gruppen: „Ausgegrenzte“, „Desin-
teressierte“ und „Verweigerer“ praktiziert wird, sollte 
nicht als Ausdruck einer mangelnden Lern- oder Er-
fahrungsoffenheit missverstanden werden. Vor dem 
Hintergrund der Situationswahrnehmungen der Wei-
terbildungsadressaten erscheint Weiterbildung oft 
nicht als Chancenerweiterung sondern als Zumu-
tung, die negativen Einfluss auf die eigene Lebensge-
staltung haben kann.
Die Studie von Friebel u.a. 2008 beruht auf einer 
Längsschnittuntersuchung zu „Bildungsbeteiligung“ 
und untersucht Chancen und Risiken von Bildungs- 
und Weiterbildungskarrieren. Über den Zeitraum von 
18 Jahre begleitete die Forschungsgruppe eine Ham-
burger Schulabschlusskohorte von 1979 und unter-
suchten deren Bildungserfahrungen und -erwar-
tungen. Die Studie setzte sich zum Ziel, die Analyse 
sozialer Strukturen und der biographischen Perspek-
tiven in der Bildungsbiographie- und Lebenslauffor-
schung miteinander zu verbinden. 
Breit angelegte, repräsentative empirische Unter-
suchungen sind allerdings in der Weiterbildung nach 
wie vor selten. Ausnahme ist das Berichtssystem Wei-
terbildung, das aber eher deskriptiv Bestandsauf-
nahmen vorlegt, Dies gilt auch für die nunmehr eu-
ropaweit durchgeführten Untersuchungen des Adult 
Education Survey, der fortbestehende Ungleichhei-
ten nach Schulabschlüssen, Berufspositionen, Ge-





Wie stellt sich das Thema in der aktuell sehr prominenten 
Milieuforschung dar? 
Die genannten Bedeutungskontexte werden auf-
genommen durch neuere, die Adressaten- und Teil-
nehmerforschung fortsetzende Studien über soziale 
Milieus und Bildung. Helmut Bremer hat das in sei-
ner Habilitationsschrift zusammengefasst. Milieus 
werden dabei verstanden als Gruppen von Menschen 
mit ähnlicher Lebensführung; gezielt wird nicht al-
lein auf die soziodemographischen Merkmale, die die 
soziale Lage charakterisieren, sondern zugleich auf 
die eingebetteten Lebensstile, Alltagskontexte und 
die sozialen Praktiken der Akteure. 
Maßgeblich für die Milieuforschung in Deutsch-
land wurden die Studien der Sinus-Lebensweltfor-
schung, deren Modell zunächst, bei Entwicklung der 
Methode seit 1978, aus narrativen Interviews entwi-
ckelt und später mit Hilfe eines standardisierten In-
struments quantifiziert worden ist. Der Forschungs-
ansatz wurde in der Folge auf Untersuchungen zur 
Weiterbildungsbeteiligung übertragen. Zu nennen 
sind in diesem Zusammenhang vor allem die Unter-
suchungen für die Friedrich-Ebert-Stiftung (1993). Die 
„Freiburg-Studie“ von Heiner Barz und Rudolf Tippelt 
1997 hat das Bildungsverständnis der verschiedenen 
sozialen Milieus ermittelt. Fortgesetzt und ausgewei-
tet wurde dies in der „München-Studie“ und dann in 
der großangelegten Methodenkombination von fra-
gebogengestützten Repräsentativerhebungen „Wei-
terbildung und soziale Milieus in Deutschland“, die 
Barz/Tippelt 2004 vorgelegt haben. Zwei Fragestel-
lungen leiten die Studie, die sich am Milieu-Modell 
des Sinus-Instituts orientiert: Fehlende Nutzen- oder 
Verwertungserwartungen werden – erstens – als eine 
über alle Milieus wirkende Dimension herausgestellt. 
Intention dieser auf Erwachsenenbildung bezogenen 
Untersuchungen ist es zweitens, Aufschlüsse über 
den Zusammenhang zwischen Milieuzugehörigkeit 
und Weiterbildungsteilnahme zu gewinnen. 
Ein Problem des Milieumodells von Sinus ist, dass 
der theoretische Bezug zu sozialhistorischen Klassen 
und Schichten mehr und mehr verloren gegangen ist. 
Fragen von Macht, Herrschaft und Teilhabe stehen 
hinter Geschmacksfragen zurück. Anders akzentu-
iert ist das Milieukonzept, das die Forschungsgrup-
pe agis um Michael Vester an der Leibniz Universität 
Hannover seit Ende der 1980er Jahre entwickelt hat. 
Aus dem Zusammenhang von sozialer Lage, Mentali-
tät und Milieu sehen sie – ausgehend von Pierre Bour-
dieus Konzepten des sozialen Raums und des Habitus 
– die sozialen Milieus als Ausdruck einer „pluralisier-
ten Klassengesellschaft“. Im Anschluss daran hat Hel-
mut Bremer eine Studie zur Beteiligung am Bildungs-
urlaub vorgelegt, welche die milieugeprägte Nähe 
und Distanz der verschiedenen Adressatengruppen 
untersuchte und typologisch geordnet hat.
Welchen Einfluss haben spezifische Lebenslagen und die 
Zugehörigkeit zu Gruppen mit differenten Lebensstilen auf 
Einstellungen zur Weiterbildung? Wo sehen Sie „Begren-
zungen“ des Milieuansatzes?
Die Studie „Weiterbildungsverhalten und -interes-
sen“ folgt explizit zwei Kernfragen, nämlich nach so-
ziodemographischen Einflüssen der Lebenslage und 
nach der Zugehörigkeit zu Lebensstilgruppen. Zent-
rale milieuspezifische Befunde sind, dass Aspekte der 
Weiterbildungsteilhabe zwischen den zehn von Sinus 
unterschiedenen sozialen Milieus erheblich differie-
ren und sich letztendlich in höchst unterschiedlichem 
Teilnahmeverhalten manifestieren: Bildungserfah-
rungen in Kindheit und Jugend, Bildungsvorstellun-
gen und Bildungsbegriff, Weiterbildungsinteressen, 
Weiterbildungsbarrieren, Ansprüche an Methoden 
und Ambiente, Weiterbildungsmarketing, Persönlich-
keitsbildung, Gesundheitsbildung, Schlüsselqualifi-
kationen, Kompetenzentwicklung, informelles Ler-
nen und Image der verschiedenen Anbieter.
Gefragt werden kann aber nach der Reflexivität des 
Konzeptes: Indem milieuspezifische Daten bruchlos 
in Marketingstrategien überführt werden, geht es 
für die Anbieter nur noch um erfolgreiches Agieren 
am Markt, die kritische Dimension des Begriffs „Mi-
lieu“ gekennzeichnet durch Distinktion könnte ver-
loren gehen. Bezeichnend ist, dass kein ausgeführter 
Rückbezug auf Pierre Bourdieu hergestellt wird, der in 
den „Feinen Unterschieden“ soziale Differenzen her-
ausarbeitet und auch kritisch hinterfragt auf Herr-
schaftsformen. In einer bruchlosen Bezugnahme auf 
kommerzielle Marktforschung dagegen findet eine 
Pazifizierung der Milieutheorie statt und gleichzei-
tig eine Instrumentalisierung der Empirie. Deskrip-
tiv konstatiert werden verdinglichte Milieus, die als 
Problem und als Tendenz nicht mehr aufbrechen. Das 
zeigt sich zum Beispiel an den – von Sinus übernom-
menen – etikettierenden Gruppennamen: Etablier-
te, Postmaterielle, Moderne Performer, Konservative, 
Traditionsverwurzelte, DDR-Nostalgische, Bürgerli-
che Mitte, Konsum-Materialisten, Experimentalisten, 
Hedonisten. Ich meine, es droht m.E. eine Verkehrung 
der Milieuforschung zum Marketingkonzept. 
Ist das Thema „Selektivität des Bildungssystems“ ein The-
ma für die Disziplin Erwachsenen- und Weiterbildung? In 
der Disziplin gibt es ja ein Selbstverständnis eines prinzi-
piell offenen Zugangs, der an Bildungsproblemen ansetzt 
und ausgleichend, chancensichernd und kompensatorisch 
„unterwegs“ ist. 
Die fortdauernde, höchstens statistisch bereinig-
te Erwerbslosigkeit hat besonderes Augenmerk auf 
Thema
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die Ausgegrenzten gerichtet. Damit hat die Weiter-
bildung in der Kritik an Bildungsarmut zugleich An-
schluss an den sozialpolitischen Diskurs hergestellt. 
Politischer Konsens basiert auf Zustimmung und das 
heißt, er muss für die Beteiligten überzeugend sein. 
Das schließt ein, die Schattenseiten bestehender Dis-
kriminierungen, Ausgrenzungen, Stigmatisierun-
gen auszuleuchten und offenzulegen. Wenn gesell-
schaftliche Ordnung mit zu hoher gesellschaftlicher 
Ungleichheit belastet wird, gerät sie in Gefahr, weil 
Teilnahme nur nahe liegt, wenn die persönliche Si-
tuation dies zulässt. 
Ist der aktuelle Diskurs um „Bildungsgerechtigkeit“  der 
Beginn einer wirksamen „Bildungs-Sozialpolitik“ in der 
BRD, oder eher legitimatorisches Beiwerk angesichts einer 
sich verschärfenden gesellschaftlichen Spaltung?
Der Abstand zwischen oben und unten in der Bun-
desrepublik Deutschland nimmt in einer Weise zu, 
die immer schärfer als ungerecht empfunden wird. 
Armut ist ebenso wenig gerecht wie wachsendes 
Prekariat, ausgegrenzte Migranten oder zerfallende 
Kommunen. Wahrnehmung und Bekämpfung von 
Ungleichheit und Ungerechtigkeit ist also auch Auf-
gabe von Weiterbildung.
Unter dem Stichwort Prekarität wird die generel-
le Bedrohung sozialer Sicherheit betont. Erwerbslo-
sigkeit ist eine Form der Ausgegrenztheit, die ältere 
Zustände wie Armut und Bettelei überformt. Ihren 
modernen Zustand findet soziale Desintegration in 
Prekarität zentral als geringe Arbeitsplatzsicherheit 
in kurzfristig lösbaren Beschäftigungsverhältnis-
sen. Es gibt eine Erosion des „Normalarbeitsverhält-
nisses“. Sie zeigt Wirkungen, die wie Pierre Bourdieu 
schon im letzten Jahrtausend betonte, im Extrem-
fall der Erwerbslosen besonders deutlich zutage tre-
ten: die Destruktion eines seiner zeitlichen Struktu-
ren beraubten Daseins und der daraus resultierende 
Verfall stabiler Verhältnisse. Indem sie die Zukunft 
überhaupt im Ungewissen lässt, verwehrt sie den Be-
troffenen gleichzeitig jede Perspektive und vor allem 
jenes Mindestmaß an Hoffnung und Glauben an die 
Zukunft, das für eine vor allem kollektive Auflehnung 
gegen eine noch so unerträgliche Gegenwart notwen-
dig wäre.
Die von der Prekarität bewirkte Unterwerfung bil-
det die Voraussetzung für eine immer erfolgreichere 
Ausbeutung, die auf einer neuen gesellschaftlichen 
Spaltung zwischen der immer größer werdenden 
Gruppe derer, die nicht arbeiten, einerseits und den-
jenigen, die immer mehr arbeiten, andererseits fußt.
Diese Konstellation ist die vorerst letzte Stufe zur 
Kennzeichnung der Ausgrenzungsgefahr und so-
zialer Desintegration. Zu aktueller Armut gesellt sich 
perspektivische Unsicherheit mit den resultieren-
den psychischen Folgen, die sich als „verwahrlostes“ 
Verhalten wie Alkoholismus und Gewaltbereitschaft 
ausdrücken. 
Die Gegenstrategie der „Inklusion“ versucht gezielt 
Programme zu entwickeln, die – auch auf  regiona-
ler Ebene – Exklusion als Folge der Prekarität verhin-
dern sollen. Projekte wie „Netzwerke“ und „Lernen 
vor Ort“ sind hier eingebunden. Allerdings wird dies 
erschwert durch einen ubiquitären Begriff von Hete-
rogenität, der in Gefahr schwebt beliebig zu werden. 
Wenn wir alle unterschiedlich sind, gibt es keine kol-
lektive Solidarität mehr.
Wie reagieren die unterschiedlichen Träger der Erwachse-
nen- und Weiterbildung auf diese Situation? Z. T. haben 
sie ja durchaus den Selbstanspruch, dass ihre Bildungs-
arbeit kompensatorisch und ausgleichend wirken solle. 
Die Träger der Erwachsenenbildung sind auf die-
se großen Herausforderungen nicht vorbereitet. Sie 
richten sich an ihre jeweilige Klientel und liefern ein-
schlägige Programme. Wegen fehlender Systemati-
sierung des Weiterbildungsbereichs insgesamt ist 
dieser nicht in der Lage die neuen Herausforderun-
gen zu bewältigen. 
Die Modernisierungsdefizits des deutschen Bil-
dungs-, besonders des Weiterbildungssystems tref-
fen nach der Jahrtausendwende verglichen mit den 
1960er/1970er-Jahren  auf veränderte gesellschaftspo-
litische Problemlagen: Demografischer Wandel, Glo-
balisierung, Ökonomisierung, Technikfolgen usw.
Daraus erwächst die Konjunktur des „Lebenslan-
gen Lernens“. Hauptbegründung für Weiterbildung 
ist in der offiziellen Debatte der Wandel aller gesell-
schaftlichen Verhältnisse geworden. Früh schon ist 
der daraus resultierende Zwang „lebenslangen Ler-
nens“ kritisiert worden. Aber auch am „LLL“ nehmen 
keineswegs alle teil. 
Kann ein so sehr voraussetzungsreicher  Begriff wie „Bil-
dungsgerechtigkeit“, der in pädagogischen, ökonomischen, 
sozialethischen, sozialphilosophischen Diskursen thema-
tisiert wird, wirklich tragen? Kann  man die Frage beant-
worten: „Wann ist ein Bildungssystem gerecht?“
Dazu muss man sich notgedrungen mit dem Begriff 
der Gerechtigkeit genauer auseinandersetzten. Man 
gerät dabei allerdings in ethische Grundfragen.
Entgegen einer Ansicht, welche die Berechtigung 
dieser Forderung grundsätzlich in Frage stellt, und 
die heute von Exponenten der neoliberalen Ideolo-
gie geäußert wird, gibt es durchaus gute Gründe, an 
der Vorstellung „sozialer Gerechtigkeit“ festzuhal-
ten. Ich teile diese Intention, bin aber skeptisch, ob 
dies lediglich durch terminologische Klärung begrün-





empirische Realität der konkreten gesellschaftlichen 
Strukturen und Teilbereiche in die Diskussion einzu-
beziehen, wenn „Gerechtigkeit“ nicht zum abstrak-
ten Prinzip abheben und ihr Ziel verfehlen, sondern 
konkrete Kritik an bestehenden Zuständen anstoßen 
soll. Dies kann man am Weiterbildungsbereich exem-
plifizieren. Entstanden ist ein sozialethischer Diskurs 
über Bildungsteilhabe.
Gleichheit orientiert an materialer Gerechtigkeit 
bedeutet keineswegs das von der konservativen Sei-
te an die Wand gemalte Zerrbild von Gleichmache-
rei oder das grobe Missverständnis von Gleichartig-
keit aller. In der durch die Aufklärung angestoßene 
egalitären Tradition von Rousseau, über Babeuf bis zu 
Marx geht es um Zugangsgleichheit zu ökonomischen 
und politischen Ressourcen als Prämissen gleicher 
Entfaltungsmöglichkeiten bei gegebener Verschie-
denartigkeit der Menschen. Unterschieden werden 
muss Hierarchie von Differenz.
Kritische Theorie findet in vorhandener sozialer 
Ungleichheit einen Maßstab der Kritik und im Prinzip 
Gerechtigkeit eine moraltheoretische Begründung. 
Gerechtigkeit wird mit Gleichheit verbunden. Ar-
gumentationstheoretisch vorauszusetzen ist dabei, 
dass sich ein Begriff egalitärer Gerechtigkeit nicht ir-
gendwoher als logisch zwingend, kategorial begriff-
lich ableiten lässt, aber dass er argumentativ aus der 
Kritik ungerechter Verhältnisse begründbar ist.
Eine ethische Grundlegung für das Prinzip egalitä-
ren Zugangs zu Lern- und Lebensmöglichkeiten muss 
sich auseinandersetzen mit Problemen distributiver 
und korrektiver Gerechtigkeit im konkreten ökono-
mischen, politischen und sozialen Kontext, 
Plausibel gemacht werden kann das in der Ethik-
diskussion. Ernst Tugendhat führt in seinen „Vorle-
sungen über Ethik“ aus, dass, wenn keine tragfähigen 
Gründe für ungleiches Verdienst angeführt werden 
können, gleich zu verteilen ist. Eine „primäre Diskri-
minierung“, die auf vorausgehenden Wertunterschei-
dungen zwischen den Menschen beruht, lässt sich 
keineswegs begründen. Aber auch gegen „sekundäre 
Diskriminierung“ aufgrund von Ansprüchen, Fähig-
keiten oder Bedürfnissen lässt sich das Konzept einer 
egalitären Gerechtigkeit bezogen auf Rechte, Macht und 
Güter stark machen.
Sie haben sich intensiv mit bildungspolitischen Fragen 
auseinandergesetzt: Welche Perspektiven sehen Sie für 
die Zukunft?  
Die Potenziale der Zukunft wachsen, davon bin ich 
überzeugt, aus der Kritik der Gegenwart: Gerechtig-
keit ist ein kritischer Möglichkeitsbegriff, der abzielt 
auf den Abbau von Privilegien und Diskriminierun-
gen sowie auf Beseitigung von Barrieren. Die Korre-
lation von Erfolgswahrscheinlichkeiten von Bildungs-
beteiligung und Abschlüssen sowie von Berufserfolg 
einerseits und Merkmalen sozialer Herkunft anderer-
seits wird im demokratischen Legitimationsdiskurs 
als Ungerechtigkeit interpretiert.
Soziale Gerechtigkeit, auch in der Weiterbildung, 
bleibt deshalb gebunden an das Konzept gleicher Teil-
habe an der Ressourcenverteilung. Weiterbildung ist 
selbst Ressource gesellschaftlichen Reichtums. Die 
realen Teilhabemöglichkeiten müssen also erweitert 
und gefördert werden. 
Dies geht über die aktuellen politischen Program-
me hinaus. Vielmehr steht die partialisierte Pro-
jektförderung unter dem Verdacht als Innovations-
hemmnis zu wirken, weil sie strukturelle Reformen 
vermeidet. Die offizielle Politik in Bund und Ländern 
steht unter Druck, dass etwas geschehen muss, nach-
dem seit den 1970er-Jahren die Notwendigkeit der 
Weiterbildung öffentlich immer wieder betont und 
unbestritten ist, und flüchtet sich, das kritisiere ich 
schon lange, in Projektemacherei und Modellversu-
cherei, damit nichts geschieht. Dies wäre auch eine 
Erklärung für einen Postulats-Implementations-Gap: 
Programm und Realität klaffen auseinander. Es gibt 
eine Flucht in symbolische Politik: Man fordert, um 
nicht zu handeln. Man entwickelt Modelle, um Struk-
turen nicht anzutasten. Diese Art der Weiterbildungs-
förderung degeneriert zur Legitimationsquelle für Re-
formabstinenz. 
Demgegenüber müsste eine Politik, welche die 
Forderung nach Weiterbildungsgerechtigkeit ernst 
nimmt, gegen fortbestehende Teilnahmeselektivität, 
wachsende Finanzknappheit, gravierende Personal-
probleme, Desintegration der Weiterbildungsbereiche 
entschieden ein Gesamtprogramm vorlegen, wie es 
z. B. in Bundesregelungen für die Weiterbildung1 ge-
fordert wird.
1 Die gewerkschaftliche 
Initiative „Bundesrege-
lungen für die Weiter-
bildung“ hat zu Beginn 
des Jahres 2000 erstmals 
ihre Vorschläge zur Ge-
staltung eines zukunfts-
fähigen Weiterbildungs-
systems in Deutschland 
vorgestellt. Die „Initiative 
Bundesregelungen für die 
Weiterbildung“ – getra-
gen von ver.di, IG Metall 
und GEW sowie von Wei-
terbildungsträgern und 
Wissenschaftlern – setzt 
sich dafür ein, dass durch 
gesetzliche Regelun-
gen auf Bundesebene der 
Rahmen für ein einheitli-
ches und zukunftsfähiges 
System der Weiterbildung 
für die Bundesrepublik 
Deutschland geschaffen 
wird. Nachdem die Initi-
ative sich mit drei Impul-
spapieren (Impulse für 
eine Weiterbildung mit 
System: Mai 2006; Im-
pulse für die Finanzie-
rung der beruflichen Wei-
terbildung: Januar 2007; 
Impulse für eine nach-
haltige Gestaltung der 
Weiterbildung zwischen 
Markt und Staat: Juni 
2008) in den bildungspo-
litischen Diskurs einge-
schaltet hatte, meldete 
sie sich im Oktober 2008 
wieder zu Wort und legt  
in der Broschüre „Not-
stand: Weiterbildung in 
Deutschland – Wir brau-
chen mehr öffentliche 
Verantwortung“ ein neu-
es Konzept vor (http://
bildungspolitik.verdi.de/
weiterbildung/initiative). 
Peter Faulstich arbeitet in 
der Initiative mit.
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